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Supponierter Notstand 


Der erste kindruck, den die Botschaft des Bundesrates an 
die eidgenössischen Räte betr. eine Üebergangsord- 
nung für die Bundesfinanzen zurücklässt, ist die Üeber- 
raschung darüber, dass der Bundesrat plötzlich mit 
einem solchen l'orstoss vor das Parlament und an die Oei- 
fentlichkeit tritt. Noch im Mai hatte der gleiche Bundesrat, 
der heute eine Üebergungsordnung vorschlägt, erklärt, dass 
erst nach. dem vollständigen Scheitern der Bundesfinanz- 
reform mit einem von ihm ausgehenden neuen Vorschlag zu 
rechnen sei. Die Einigungskommission des Stände- und Na- 
tionalrates. die einen Weg aus dem Gewirr sich widerstrei- 
tender Auffassungen hätte bahnen sollen, ist aber erst auf 
den 22. August zusammenberufen worden, so dass eigentlich 
niemand mit diesem neuen Vorstoss gerechnet hatte. 

Was die Botschaft selbst betrifft, so fallen uns daran drei 
Dinge auf. Zunächst einmal schlägt der Bundesrat vor, die 
Vebergangsordnung auf dem Wege eines parlamenta- 
rischen Noterlasses in Kraft zw setzen, der dem 
Vollmachtenbeschluss der eidg. Räte vom 30. August 1939 
ähnlich wäre. Es bedarf keiner langen Worte, um die Ver- 
schiedenheit der Voraussetzungen, auf denen der damalige 
Vollmachtenbeschluss beruhte, und den heutigen zu beweisen, 

Bedenklich scheint uns aber vor allem die Begründung für 
diesen Noterlass. Würde man die Uebergangsordnung — so 
argumentiert der Bundesrat — dem Volke zur Entscheidung 
vorlegen, so bestünde die Gefahr eines verneinenden Volks- 
entscheides, worauf dann auf notrechtlichem Wege gerade 
das beschlossen werden müsste, was das Volk abgelehnt hat, 
wenn man nicht den Bund der Hälfte seiner Einnahmen be- 
rauben will. Man greift also zum Nittel des Notrechts, weil 
man das Volk fürchtet, man weicht einer ılbstimmung aus, 
weil man einen ablehnenden Entscheid voraussieht. 

Wir sind der Ueberzeugung, dass es möglich wäre, eine 
Volksmehrheit zu finden, wenn man dem Stimmbürger klar 
macht, um. was es geht. Und gerade, weil viel auf dem Spiele 
steht und weil ein Notstand droht, muss das Volk mitreden. 
Es wird seine Mitarbeit nicht versagen, wenn man ihm das 


nötige Vertrauen entgegenbringt. 


Die Wehrsteuerzuschläge auf hohen Einkom- 
men (über 25000 Franken) sollen beseitigt werden, 
während gleichzeitig bei der Wehrsteuer die steuerfreien Be- 
träge nicht erhöht werden sollen. Das bedeutet eine Ent- 
lastung der oberen Schichten zu Lasten der schwächeren 
Glieder unseres Volkes. Denn seit langer Zeit schon. ist das 
gewiss berechtigte Begehren auf Erhöhung der steuerfreien 
Beträge gestellt worden, weil die Teuerung und die in ihrem 
Gefolge vorgenommenen Lohnerhöhungen bereits dazu ge- 
führt haben, dass auch kleine und kleinste Einkommen, die 
an der Grenze des Existenzminimums und selbst darunter 
liegen, zur Steuerleistung herangezogen werden, Das Ent- 
gegenkommen gegenüber dem Starken in dem Nloment, wo 
es dem Schwachen versagt wird, wirkt doppelt bemühend in 
dieser Vorlage. 

Einen ähnlichen Standpunkt nimmt der Bundesrat in be- 
zug auf die Umsatzsteuer ein. bei der ebenfalls jeg- 
liches Entgegenkommen abgelehnt wird. Sie soll in genau 
der gleichen Form und mit den gleichen Härten, die ihr 
heute schon anhaften. weitergeführt werden. Wir hätten eine 
Aenderung in dem. Sinne, dass sämtliche unentbehrlichen 
Nahrungsmittel von der Umsatzsteuer ausgenommen worden 
wären, erwartet. 

Im ganzen muss so nach diesen drei Bemerkungen festge- 
stellt werden, dass der Bundesrat eine Vorlage vorbereitet 
hat, die gegen das Volk die Starken entlasten und die 
Schwachen belasten will, Und das scheint uns sehr gefähr- 
lich. Um es zu wiederholen: Notwendig ist, dass unsere Re- 
gierung dem Volke vertraut und mit ihm zusammen eine 
tragbare und gerechte Uebergangslösung sucht. Das ist 
sicher möglich, und die endlosen Auseinandersetzungen in 
den beiden Parlamenten haben sogar gezeigt, dass das Folk 
selbst vollenden muss, was den eidgenössischen Räten nicht 
mehr zu gelingen scheint. Sicher kann es in diesem Augen- 
blick nicht heissen: Ohne das Volk!, sondern deutlicher als 
je erhebt sich die zwingende Forderung: Nur mit dem 
Volkist eine Ueberwindung der vor uns stehenden Schwie- 
rigkeiten möglich! MM. 
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Vor den Toren der K4BA — der Selbstbedienungskiosk des Konsumvereins Thun-Steffisburg. 


KONSUMGENOSSENSCHAFTEN ZEIGEN LEISTUNGEN 


Ihre Mitwirkung an der KABA 


Thun ist in diesen Monaten das Ziel Hunderttausender. 
Der Ruf der KABA. der kantonal-bernischen Ausstellung. ist 
weit über die Kantonsgrenzen hinaus gedrungen. Mit Recht. 
Am Ufer des Thunersees hat sich in prächtigen Zeugnissen 
der bernische Gewerbefleiss zusammengefunden. Umgeben 
von einer einzigartigen Natur — den See im Vordergrund 
und dahinter die Alpenpracht — sind die verschiedenartig- 
sten Gewerbe. Industrien. auch der Handel. Verkehr und die 
Banken. die vielseitigen kulturellen Institutionen des Kan- 
tons Bern in die zahlreichen Hallen eingezogen. Wohlge- 
pflegte Anlagen mit mannigfachen Ruhegelegenheiten, ein- 
ladende Restaurants, eine Vergnügungsmesse, eine Seil- 
bahn und nicht zuletzt die sich zu Land und Wasser gleich 
gut bewegenden Amphibienfahrzeuge sorgen für die so an- 
genehme Auflockerung, für Erholung und Labung. 

Auch die Konsumgenossenschaften sind an der KABA be- 
teiligt. Der 


Kreisverband bernischer Konsumgenossenschaflen 


liess es sich angelegen sein, einen möglichst eindrücklichen 
Einblick in das konsumgenossenschaftliche Wirken zu geben. 
Er benützte auch die Gelegenheit, auf eine Reihe wichtiger 
wirtschaftlicher Zusammenhänge aufmerksam zu machen. 
So erfahren die Besucher, dass im Jahre 1948 die bernischen 
Konsumgenossenschaften für 7,65 Millionen Franken Ar- 
beitsaufträge an das Privatgewerbe erteilt haben. In den 
Jahren des Warenhausbeschlusses 1933—1915 waren es 
durchschnittlich nur 822000 Fr. «Maurer, Schlosser, Elek- 
triker, Schreiner, merke Dir das» — lautet die Quintes- 
senz. Ja, wahrhaftig — «die Konsumgenossenschaften sind 
gute Kunden des Privatgewerbes», wie das auf einer an- 


474 


deren Tafel verkündet wird. 1126000 Franken an Steuern 
leisteten die bernischen Konsumgenossenschaften an Kanton 
und Gemeinden; die eidgenössischen Steuern sind da nicht 
einmal inbegriffen. Und da soll noch einer kommen und 
behaupten, die Konsumgenossenschaften würden sich um das 
Steuerzahlen drücken! 

Viel Raum wurde dem Hinweis auf die enge Verbunden- 
heit von Konsumgenossenschaft und Landwirtschaft reser- 
viert, Wir begegnen hier einer Fruchtgarbe und landwirt- 
schaftlichen Geräten, nicht zuletzt auch einem anmäche- 
ligen Znüni-Platz. Dass im Kanton Bern auch die genos- 
senschaftliche Produktion ermutigende Beispiele aufweist, 
zeigt die Anwesenheit von Produkten der Teigwarenfabrik 
Jlünsingen und der NISK. > 

«Welche Rückvergütungssumme wurde 1948 durch die 
bernischen Konsumgenossenschaften zurückbezahlt?» — das 
ist die Frage, die in einem Wettbewerb beantwortet werden 
soll. Wer ein wenig aufpasst, wird es bald heraushaben:; ein 
stets rollender Franken erleichtert die Lösung. : 

Konsumgenossenschaften sind und bleiben Zellen einer 
lebendigen Demokratie. Das unterstreicht das Bild von der 
Mitarbeit der Frau in den Genossenschaftsbehörden und der 
Hinweis von der Beteiligung sämtlicher Bevölkerungsschich- 
ten an der genossenschaftlichen Arbeit. Recht stimmungsvoll 
ist auch die diskret beleuchtete Tafel mit den Vereins- 
signeten der bernischen Konsumgenossenschaften. \ 

Ohne durch allzuviele Einzelheiten zu ermüden, vermit- 
teln die bernischen Konsumgenossenschaften so auf leicht- 
fassliche Weise lebendige Eindrücke von ihrer Arbeit. 

Wenn einem nicht bewusst wäre, mit welchem lanatismus 
seitens gewisser Gewerbekreise die Konsumgenossenschaflen 


bekämpft werden und wie systematisch 
an der Schädigung des genossenschaft- 
lichen Rückvergütungsgedankens ge- 
arbeitet wird, so könnte man es eher 
belustigend empfinden, wie sich die 
bernischen Rabattgeschäfte ausgerech- 
net der «Rückvergütung» bemächtigen. 
Sie verkünden von der ihnen, an sehr 
prominenter Stelle, mit Blick vom Ein- 
gang her reservierten, grossformaligen 
Wand, dass die privaten Rabau- 
geschäfte so und so viele Franken an 
«Rückvergütungen» ausbezahlt haben 
— ein recht merkwürdiges Bekenntnis 
der Privalgeschäfte zu einer Idee, die 
zum Zentrum konsumgenossenschaft- 
lichen Wirkens geworden ist. 

Die KABA ist jedoch nicht allein 
wegen der Ausstellung des bernischen 
Kreisverbandes ein Anziehungspunkt 
für Genossenschafler; die Thuner Kon- 
sumgenossenschaft hat es sich nicht 
nehmen lassen, mit einer Ueber- 
raschung besonderer Art aufzuwarten, 
mil einem 


Selösibedienungskiosk. 


Es ist kein Laden im üblichen Sinne. 
In erster Linie sind hier die Passanten 
erwartet, diejenigen, die schnell etwas 
Proviant erstehen wollen. Und solchen 
finden sie auch in ausgezeichneter 


Auswahl. Es steht in diesem natur- RÜCKVERBÜTUNGEN 4348 
gemäss kleinen Raum sogar ein sehr ES BER.BERNISCHEN 
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praktischer Kühlbehälter für die 
Frischhaltung von Wurstwaren, Ge- 
tränken usw. Die Früchte sind schon 
hübsch verpackt. Eine deutliche Be- 
schrifiung lässt keine Zweifel aufkom- 
men. Mit besonderer Freude konstatiert 
man, dass die Co-op Marke sehr stark 
berücksichtigt ist. Sie präsentieren aus- 
gezeichnet, unsere Schokoladen, Bis- 
kuits usw. Einige wenige, mehr diffi- 
zile Artikel überreicht die Verkäuferin, 
die jetzt allerdings zur Hauptsache die 
Kasse zu bedienen hat. 

Der Konsumgenossenschaft Thun- 
Steffisburg ist zu gratulieren, dass sie 
diesen Versuch unternommen hat. 
Schade nur, dass sich der Kiosk nicht 
noch näher bei der KABA befindet. 
Für einen Teil der Passanten liegt er 
etwas abseits. Doch wer sich einiger- 
massen aufmerksam umsieht, wird 
ohne weiteres in der Nähe des ständi- 
gen Ladens den Selbstbedienungskiosk 
entdecken und dann zweifellos selbst 
versuchen wollen, wie vorteilhaft er 
sich dort bedienen kann. 1% 


Bild oben: Ausschnitt aus der Ausstellung 
des Kreisverbandes Illa in der KABA. 


Bild Mitte: Man ist zwar gegen die Rück- 
vergütung und möchte sie gar Sondersteuern 
unterwerfen — um handkehrum dann doch 
den Begriff für scine eigenen Zwecke zu miss- 
brauchen! 


Bild unten: /m Innern des Selbstbedienungs- 
kiosks. 
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Die künftige Entwicklung der Weltgetreidepreise 


Solange es einen eigentlichen Weltverkehr und Welthandel 
in Getreide nicht gab. hatten sich die verschiedenen Länder 
nur darum zu kümmern, in welchem Ausmasse ihre inlän- 
dische Getreideproduktion für die damaligen Bedürfnisse des 
menschlichen und des tierischen Bedarfes ausreichten. Neh- 
men wir zuerst Europa und die uns umgebenden Länder. 
Betreffend unsere eigene schweizerische Getreideversorgung 
schreibt Edgar in seinem 1921 erschienenen Buche «Das 
Getreidemononpol in der Schweiz» unter anderm: Mit dem 
Fortschreiten von selbstgenügsamer Hauswirtschaft zu kom- 
pliziertester Arbeitsteilung wächst jede Volkswirtschaft all- 
mählich über den Rahmen ihres eigenen Gebietes hinaus und 
in die Weltwirtschaft hinein. Indem die lohnenden Erwerbs- 
zweige bevorzugt werden. wird auf andere verzichtet. deren 
Produkte das Ausland besser und billiger liefert und die mit 
dem Ertrage jener lohnenderen Erwerbszweige eingetauscht 
werden. In der Lage dieser zugunsten anderer vernachlässig- 
ten Erwerbszweige befindet sich der Getreidebau in der 
Schweiz. Während im Mittelalter die Schweiz den Getreide- 
bedarf. der dazumal bei einer Bevölkerung von 2 bis 2,5 Mil- 
lionen Köpfen ein viel geringerer war, selber deckte, zumal 
im Zeitalter der reinen Naturalwirtschaft, hat die Schweiz 
seit der beginnenden Neuzeit in steigendem Masse Getreide 
eingeführt und den eigenen Körnerbau zugunsten der lohnen- 
deren Vieh- und Milchwirtschaft vernachlässigt. Ebeufalls 
von grosser Bedeutung war die Erleichterung des Verkehrs, 
die es ermöglichte. ausländisches Getreide billiger auf den 
Markt zu bringen als inländisches. 

Verhältnismässig starke Preissteigerungen für Getreide in 
den 1840er Jahren. also vor etwas mehr als hundert Jahren, 
zog nochmals eine Hebung der inländischen Getreideproduk- 
tion nach sich. Im Kanton Bern allein war die Getreide- 
produktion auf das Doppelte gestiegen. Katastrophal ent- 
wickelte sich die Situation auch für unseren schweizerischen 
Getreidebau, als die dem Frieden von 1871 folgende Wirt- 
schaftskrise die Getreidepreise gewaltig drückte. Die Weizen- 
preise stürzten von 40 Fr. per 100 Kilo im Jahre 1873 auf 
14 bis 16 Fr. Die umfassende Entwicklung des Weltverkehrs 
N geslallete es, billiges Getreide aus den fernsten Ländern nach 
j der Schweiz zu bringen. Die Modernisierung der Mühlen 
begünstigte die Zufuhren von harten ausländischen Sorten. 
Die Getreide- und Brotpreise konnten billig gehalten werden, 
und man hatte keine Sehnsucht nach einer Aenderung. Bester 
russischer Weizen konnte damals un rund 2 bis 5 Fr. per 
j 100 Kilo billiger gekauft werden als einheimischer. 
| Die staatliche Förderung des inländischen Getreidebaues 
fiel zugunsten der übrigen Aufwendungen an die Landwirt- 
schaft stark zurück. Die Getreideanbaufläche der Schweiz 
war bis zum Beginn des ersten Weltkrieges auf fast 100 000 
Hektaren gesunken. Um die Mitte des letzten Jahrhunderts 
konnten wir den Brotgetreidebedarf für 295 Tage aus der 
eigenen Produktion decken, während dies vor dem ersten 
Weltkrieg nur noch für etwa 65 Tage der Fall war, allerdings 
für eine um rund eine Million grössere Bevölkerung. 

Was nun die Situation der ganzen Welt anbelangt, so ist 
in erster Linie festzustellen. dass die Leberschüsse schon aus 
der letzten Ernte zusammen mit den alten Vorräten sehr gross 
waren: wenn die neue Weizenernte der USA rund 37 Mil- 
lionen Tonnen ergibt, was ungefähr gleichviel ist wie letztes 
Jahr, ferner die kanadische Ernte rund 10 Millionen Tonnen 
und die australische Ernte einen Rekord von über 5 Millionen 
Tonnen, so sieht man speziell an den für den Export der 
Vereinigten Staaten zugeteilten 4,57 Millionen Tonnen, dass 
jedenfalls ein grosser unverkaufter Uebertrag auf das nächste 
Jahr bleibt. Angesichts dieser Zahlen darf man ohne Pessi- 
mismus damit rechnen, dass wir in den folgenden Jahren 
des Weizenabkommens wahrscheinlich öfter näher an die 
niedrigsten Preise herankommen als an die Höchstpreise. 
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An eine scharfe Konkurrenz der in Betracht kommenden 
Aussenseiter Russland und Argentinien ist kaum zu denken. 
Sie werden, wenn nicht ganz besondere Verhältnisse eintreten, 
froh sein müssen, wenn sie auf Grund besonderer Verein- 
barungen zu Weltmarktpreisen ihr überschüssiges Getreide 
verkaufen können. Denn neben den für das Weizenabkommen 
vorgeschenen rund 12,4 Millionen Tonnen Weizen bleiben 
noch mehrere Millionen Tonnen für den offenen Markt übrig. 
— Wir dürfen froh sein, dass wir uns im Weizenabkonmen 
nur mit 175000 Tonnen engagiert haben, deren Preis für 
das erste Vertragsjahr wohl ziemlich hoch sein wird. Für 
die folgenden Jahre ist ziemlich sicher mit billigeren Weizen- 
preisen und auch mit niedrigeren Preisen für das übrige 
Getreide zu rechnen. «VHTL» 


Jugend und Genossenschaftsbewegung 
in Schweden 


Die schwedische Genossenschaftsbewegung besitzt nicht 
eine eigentliche Jugendbewegung, wie wir sie aus England 
oder in der Schweiz kennen. Es bestehen zwar einige wenige 
genossenschaftliche Jugendgruppen, die jedoch mehr lokalen 
Charakter haben und nicht, zum mindesten noch nicht, 
Träger einer eigentlichen genossenschaftlichen Jugendbe- 
wegung sind. Die schwedische Genossenschaftsbewegung hält 
vielmehr darauf, auf irgendeine Weise mit der gesamten 
Jugendbewegung in Kontakt zu bleiben und mit ihr, das 
heisst den einzelnen schon bestehenden aussergenossenschaft- 
lichen Jugendorganisationen, die dringenden Probleme zu 
diskulieren. So fanden im Erziehungszentrum Var Gard 


zahlreiche Konferenzen mit den wichtigsten Jugendorga- 
nisalionen 


statt. Am stärksten vertreten war die religiöse Jugendbe- 
wegung. Diskuliert wurden Jugendprobleme; vor allem lag 
es jedoch den massgebenden Genossenschaftsinstanzen daran, 
den Sinn für das Sparen zu wecken. Die entschiedene 
Ablehnung des Kreditkaufes gehört zu einer der positivsten 
Erscheinungen des schwedischen genossenschaftlichen Wir- 
kens. Während des Krieges wurden 25 000 Spargruppen mit 
500.000 Mitgliedern gegründet. Die Genossenschaftsbewe- 
gung zählt 500 Gruppen mit einer Jugendsparkasse. 

Auch in den Distrikten wurden etwa 30 Jugendkonferenzen 
durchgeführt, wobei die gleichen Fragen wie in Var Gard 
— Berufsschulung, Familienbildung, Sparklubs — behandelt 
wurden. 

Als weitere in erster Linie der Jugend gewidmete Aktion 
sej die grosse Jugendausstellung im Jahre 1939 erwähnt. 
30 Organisationen haben sich zu dieser Wanderausstellung 
zusammengeschlossen. Während des Krieges besuchten eine 
halbe Million Personen 100 Ausstellungen. 

Ein Beispiel, mit welcher Kühnheit das Jugendproblem 
von der schwedischen Bewegung wenigstens im Rahmen 
gewisser Einzelaktionen in Angriff genommen wird, zeigt die 


auf einem Tanz inszenierte Umfrage. 


Es ist festgestellt worden, dass im allgemeinen etwa 50 % 
der Jugendlichen keinem Verein angeschlossen sind. Viele 
von ihnen absorbiert der Tanzboden. Bei diesen setzte nun 
die genossenschaftliche Aktion eines schönen Abends ein. In 
einem sehr gut frequentierten Saal wurden Einladungen zu 
einer besonderen Zusammenkunft verteilt. Von 150 so er- 
fassten Personen erschienen 140. Diese hatten ein Formular 
mit 26 Fragen über ihre bisherige Ausbildung und ihre 
speziellen Weiterbildungswünsche auszufüllen. 126 Antwor- 
ten trafen ein. So wurden zahlreiche Jugendliche an der 
Erarbeitung weiterer Kenntnisse interessiert, was sich in der 
Beteiligung an den von der Genossenschaftsbewegung ge- 
botenen zahlreichen Ausbildungsgelegenheiten auswirkte. 


Ein weiterer recht inleressanter Weg, das Interesse der 
Jugend zu gewinnen, ist die 


Herausgabe von Sondernummern 


der sonst den Studienzirkeln, die selbstverständlich viele 
Tausende von Jugendlichen umfassen, vorbehaltenen Zeit- 
schrift «Vi vill». So erschienen reich illustrierte, zügig ge- 
staltele Sondernummern bis zu 50 Seiten, die jedesinal einen: 
scharf abgegrenzten Problem gewidmet waren. In den ver- 
schiedenen Nummern wurden zum Beispiel das Verhältnis 
von Konsument und Produzent, die Familienbildung und 
Wohnungseinrichtung, Schule und Heim, Industrie, Haus- 
arbeit, Textilien behandelt. Die wirklich flotte, dem Ver- 
ständnis der heranwachsenden Jugend entgegenkommende 
Aufmachung sicherte den verschiedenen Publikationen gros- 
ses Interesse. 

Das Fehlen einer eigentlichen genossenschaftlichen Ju- 
gendbewegung in Schweden ist wohl nicht zuletzt eine Kon- 
sequenz der allgemeinen Zielsetzung der Genossenschaftsbe- 
wegung Schwedens, die ihre allererste Aufgabe in der Befrie- 
digung des Konsumenteninteresses sieht und rein ideologi- 
sche Bestrebungen, die in der Jugend selbstverständlich im 
Vordergrund stehen, weniger stark fördert. Doch dürfte das 
schwedische Vorgehen ebenfalls nicht ohne Erfolg sein, in- 
dem es weiteste Kreise der allmählich zu selbständigem Den- 
ken heranreifenden Jugend erfasst und durch die verschiede- 
nen und verschiedenartigen Aktionen die Aufmerksamkeit 
einer schr grossen Zahl von Töchtern und jungen Männern 
auf sich zieht und bei diesen manch sympathischen Gedanken 
weckt. 


Rochtswesen und Gesetzgebung 


Billige Schokolade ist keine Hexerei, 
wer aber ist der Geprellte ? 


Die Gesundheitsbehörde von Meilen büsste im November 
1948 den Direktor E.. Leiter der Schokoladefabrik Jonatal 
AG. in Meilen. wegen Uebertretung des Art. 320, Abs. -, der 
Verordnung des Bundesrates vom 26. Mai 1936 über den 
Verkehr mit Lebensmitteln und Gebrauchsgegenstände (VO) 
mit 50 Fr. Die Jonatalfabrik liefert dem Migros-Genossen- 
schaftsbund in Zürich zum Zwecke des Weiterverkaufs Scho- 
kolade in tafelförmigen Einheiten von 77 g, die aus zwei 
nebeneinanderliegenden. in gemeinsamer innerer und 
äusserer Verpackung vereinten Stücken von 37—10 g be- 
stehen. Auf der Rückseite der Umhüllung steht: «2 Tafeln 
ä 37—10 g = 77 & 50 Cts. inkl. Wust (100 g = 65 Cis.).» 
Nach Art. 320, Abs. 4, VO, dürfen Tafel- und Blockschoko- 
lade, mit einem Nettogewicht von über 40 g. die einzeln 
oder in mehreren Stücken zum Verkauf gelangen, nur in 
Tafeln oder Blöcken mit einem Nettogewicht von 50, 100, 
125, 150, 200, 250, 300 g oder mehr verkauft oder feilge- 
halten werden. Darum wurde E. wegen Missachtung dieser 
Vorschrift bestraft. Der Einzelrichter dagegen sprach ihn 
frei, wogegen die Gesundheitsbehörde Meilen beim Bundes- 
gericht Nichligkeitsbeschwerde einreichte. Diese ist geschützt 
worden, so dass der Fehlbare bestraft werden muss. 

Der Einzelrichter hatte gefunden, Art. 320, Abs. 4. VO, 
habe nicht wirtschaftspolizeilichen, sondern wirtschaftspoli- 
tischen Charakter, und zudem habe der Bundesrat die ihm 
durch das Lebensmittelgesetz (LMG) eingeräumten Kompe- 
tenzen überschritien, so dass Art. 320, Abs. 4, VO, ungültig 
sei. Art. 54, Abs. 1, LMG, beauftragt den Bundesrat. die 
nötigen Vorschriften zum Schutze der Gesundheit und zur 
Verhütung von Täuschung im Verkehr mit Waren und 
Gegenständen, die den Bestimmungen des LMG unterliegen, 
zu erlassen. Das Bundesgericht ist an diese Normen gebun- 
den, darf daher nicht überprüfen, ob sie mit der Bundes- 


verfassung vereinbar seien (BGE 62 I, S. 79, 68 II, S. 318). 
Anderseits hat der Fidgenössische Kassationshof zu ent- 
scheiden, ob der Bundesrat im Rahmen der ihm durch das 
Gesetz erteilten Ermächtigung geblieben ist, als er Art. 320, 
Abs. 4, VO, erliess. Diese Bestimmung ist erlassen worden, 
um den Käufer vor Täuschung zu schützen, Getäuscht ist der 
Käufer schon dann, wenn er eine Tafel für gleich schwer 
oder gleich gross hält wie eine andere, während sie un 
einige Granım leichter ist. Daran ändert der Umstand nichts, 
dass gemäss Art, 320, Abs. 6, VO, das Gewicht der Tafel in 
mindestens 0,5 cm hohen Zahlen auf der Packung ange- 
bracht sein muss. Diese Angaben nützen dem Käufer nichts, 
wenn er nicht auch das Gewicht der andern Tafel, mit wel- 
cher er die zu erwerbende in Gedanken vergleicht, gegen- 
wärtig hat. Zudem geht die VO offensichtlich mit Recht da- 
von aus, dass der Käufer trotz der Gewichtsangabe auf der 
Verpackung oft nicht nach dem Gewicht, sondern nach der 
Grösse vergleicht, insbesondere dann, wenn er die Angane 
übersieht. Nichts hindert den Händler z.B. daran, zwei 
Stück Schokolade von 37 und 40 g zusammen zu 50 Rp. ab- 
zusetzen, nur darf er sie nicht in einer Verpackung anbieten, 
die beim Käufer den Eindruck erwecken kann, er erwerbe 
eine einzige Tafel in der üblichen Grösse einer Tafel von 
100 g. Der Angeschuldigte hat jedoch Art. 320, Abs. 4, über- 
treten, indem er durch die von ihm geleitete Firma Schoko- 
ladetafeln von 77 g hat verkaufen lassen. Es kommt aber 
auf den Eindruck an, den der Käufer von der Grösse der 
Tafel je nach Form und Packung erhält. denn er soll ja 
vor Täuschung geschützt werden. Die Vorinstanz hielt zwar 
Art. 320, Abs. 4, VO, von diesem Gesichtspunkt aus für 
wenig sinnvoll, weil der Käufer von Schokolade, anders als 
z.B. der von Brot. die gewünschte Ware nicht nach dem Ge- 
wicht, sondern nach der Grösse der Packung zu verlangen 
pflege. Allein gerade diese Tatasche kann das Verbot. die 
Ware in andern als den in der VO genannten Gewichten an- 
zubieten, rechtfertigen. Gewichtsunterschiede von 25 oder 
50 g können an der Grösse der Tafel oder des Blockes besser 
erkannt werden als kleinere Unterschiede. Ob der Käufer 
überhaupt Wert darauf lest. das absolute Gewicht der Tafel 
zu kennen, ist unerheblich. Der Richter hat nicht zu prüfen. 
ob die Gefahr der Täuschung den Erlass einer dem Art. 320. 
Abs. 4, VO, entsprechenden Bestimmung auch für Phantasie- 
packungen und -artikel (Schokoladehasen und dergl.) mit 
beliebigen Gewichten rechtfertigen würde. Art. 320, Abs. 4. 
mag das Rundpreissystem erschweren. steht ihm aber nicht 
vollständig im Wege. Wenn und soweit der Verkauf zu run- 
den Preisen zur Täuschung der Käufer führen kann, darf 
der Bundesrat, ohne die Ermächtigung des Art. 54, Abs.], 
I.BM, zu überschreiten, auch jedes andere System des Waren- 
umsatzes einschränken. Der Angeschuldigte hat nicht be- 
stritten, die Tat mit Wissen und Willen begangen zu haben; 
das genügt aber zur Bejahung des Vorsatzes nach Art. 18, 
Abs. 2, Strafgesetzbuch. Das Bewusstsein, gegen die Rechts- 
ordnung zu verstossen. gehört nicht dazu. D.C.Kr. 


Kurze Nachrichten 


Weiterer Abbau der Preiskontrolle. Das Eidgenössische Volks- 
wirtschaftsdepartement teilt mit: In einer Pressemitteilung vom 
15. Juli 1949 ist bekantgegeben worden, dass die Preiskontrolle in he- 
zug aul eine grössere Zahl von Waren und Tarifen aufgehoben wurde. 
Der zur Prüfung einer Umgestaltung der Preiskontrolle eingesetzte 
Arbeitsausschuss hat seine Beratungen [ortgesetzt und die Freigabe 
auf weitern Gebieten empfohlen. Gestützt auf diese Vorschläge hat 
die eidgenössische Preiskontrollstelle die Preiskontrollvorschriften für 
Textilien, Holz, Tabak. Papier, Seife und l.ederartikel, mit Ausnahme 
der Schuhe, gänzlich aufgehoben, Der entsprechende Nachtrag zu der 
am 15. Juli 1949 erschienenen, der Verfügung Nr. 822 A/49 der eid- 
genössischen Preiskontrollstelle beigegebenen Liste wird im Schweize- 
rischen Handelsamtsblatt veröffentlicht. Die Vorschriften über die 
Anschrift und den Aufdruck der Detailpreise bleiben auch bei den 
freigegebenen Waren bestehen. Die eidgenössische Preiskontrolle wird 
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dem erwähnten Arbeitsausschuss weitere Vorschläge für die Auf- 
hebung oder Vereinfachung der Preiskontrelle in andern Branchen 
unterbreiten. die baldmöglichst geprüft werden sollen. 


Zahlen zum Lebensstandard des Schweizers. Die lohnstatistischen 
Erhebungen des Bundesamtes für Industrie. Gewerbe und Arbeit, die 
jeden Oktober die effektiven Arbeitsverdienste der Arbeiter und An- 
gestellten feststellen. werden soeben auf Grund der Erhebungen vom 
letzten Herbst gesamthaft bekanntgegeben. Die l.ohnausgaben be- 
ziehen sich auf 606000 Arheitnehmer aus 25.100 Betrieben, davon 
500 000 Arbeitnehmer (420000 Arbeiter und 80000 Angestellte) in 
elf industriellen und gewerblichen Erwerbszweigen. während der Rest 
Handel. Banken. Versicherungen und private Verkehrsanstalten be- 
trifft mit 20000 Arbeitern und 74000 Angestellten. 

Die Ergebnisse zeigen klar. dass sich das Lohnniveau seit 1939 — 
weit über die Teuerung hinaus — ziemlich genau verdoppelt hat. Für 
das Total aller Erwerbszweige beträgt die Erhöhung nämlich 101 Pro- 
zent (bei einer Kriegsteuerung von 63% im Oktober. resp. 64%, im 
Durchschnitt 1948). für die Erwerbsgruppe Industrie und Gewerbe 
allein 102%. Die Ergebnisse stimmen mit den Ermittlungen der 
Löhne verunfallter Arbeiter ganz nahe überein. können also als zu- 
verlässig angesprochen werden. 

In Industrie und Gewerbe sind die Arbeitslöhne seit 1939 wie folgt 
gestiegen: gelemte Arbeiter um 126 Rp. oder 820%, an- und unge- 
lernte Arbeiter um 114 Rp, oder 98°/,, Frauen um 91 Rp. oder 1220/, 
Jugendliche um 82 Rp. oder 151%«, Allein innert Jahresfrist, also 
unter dem Stabilisierungsabkommen, haben sich die Löhne noch um 
560%, erhöht! Die durchschnittlichen Monatszehälter der erwach- 
senen männlichen Angestellten haben sich vom Juni 1939 bis Oktober 
1948 um 307 Fr. oder 720/, und diejenigen der erwachsenen weib- 
lichen Angestellten um 202 Fr. oder 83 0/, erhöht. Im Vergleich zum 
Vorjahr sind die Gehälter für beide Gruppen um je 6°, gestiegen. 


Getreideüberschüsse in den USA. Nach Schätzung des amerika- 
nischen Landwirtschaftsdepartementes dürften die nichtverkäuflichen 
Maisvorräte der Vereinigten Staaten bis im Oktober 1950 auf rund 
eine Milliarde Bushels angestiegen sein. Zurzeit sind nämlich immer 
noch etwa 800 Millionen Bushels aus dem Jahre 1948 eingelagert, und 
die diesjährige Ernte dürfte 3530 Millionen Bushels ergeben. Von der 
daraus resultierenden Gesamtmenge von rund 4,3 Milliarden Bushels 
dürften aber im Laufe des Jahres 1919/50 nur etwa 3,3 Milliarden 
Bushels verbraucht werden. so dass der erwähnte Ueberschuss von 
rund einer Milliarde Bushels bleibt. Am 1. Juli waren sogar noch 
1.27 Milliarde Bushels vorrätig, die aher bis im Oktober auf etwa 
800 Millionen Bushels zurückgehen dürften. Die Vorräte an Weizen 
betrugen an jenem Stichtag 293 Millionen Bushels und an Hafer 
295 Millionen Bushels. 


Krelsverbände 


Entwicklung der Vereine im Kreisverband Ilfa 1938/1948 


Wir haben die Mitglieder- und Umsatzzahlen des Jahres 
1937:38 mit den entsprechenden des Jahres 1947/48 ver- 
glichen. 

Wir wählten diese beiden Geschäftsjahre nicht nur, weil 
genau zehn Jahre dazwischen liegen, sondern weil man wohl 
1937/38 als das letzte «normale» Vorkriegsjahr und viel- 


leicht 1947/18 als das erste «normale» Nachkriegsjahr (ohne 
Rationierung) bezeichnen kann. 


Die Mitgliederzahlen entwickelten sich wie folgt: 


1938 1948 _ Zu-oder Abnahme 
Ganze Schweiz 4.21 000 519 400 123387 
Kreis I1la 60 978 74.558 125220307 


Leider hat der Kreisverband Illa den schweizerischen 
Durchschnitt nicht erreicht. Wir müssen unbedingt das Ver- 
lorene nachholen. 


Die Umsatzentwicklung zeigt folgendes Bild: 


1938 1948 Zu- oder Abnahme 
Ganze Schweiz 307 069 417.— 683 031 885.— + 122,4 % 
Kreis III a 36 447 600.— 80 507 300.— + 120,9 % 


Auch bei der Umsatzentwicklung müssen wir leider fest- 
stellen, dass der Kreis IIIa den schweizerischen Durchschnitt 
nicht erreichte. 

Der Index des V.S.K., der dem Sortiment der Konsum- 
genossenschaften sicher angenähert ist, zeigt in dieser Zeit. 
spanne eine Erhöhung um rund 80 %. Diejenigen Konsum- 
genossenschaften, die diese 80% nicht erreicht oder nur 
knapp überschritten haben, verloren mengenmässigen Um- 
satz. Sie hielten mit der Bevölkerungsvermehrung nicht 
Schritt. Genossenschaften mit weniger als 100 %o Umsatz- 
zunahme werden mit allen Mitteln das verlorene Terrain 
wieder aufholen müssen. 


Bemerkenswert sind folgende zwei Tatsachen: 

1. Der Konsumgenossenschaft Uettligen bei Bern gelang es, 
in vermehrtem Masse die landwirtschaftliche Bevölkerung 
zu gewinnen mit folgendem Erfolg: 

38/48 1 82,2% 

38/48 + 311.2% (!) 


2. Die Konsumgenossenschaft Worb legte vor allem viel 
Wert auf die ideelle Propaganda. Sie führte sehr inter- 
essante Generalversammlungen durch, besitzt in ihrem 
Wirtschaftsgebiet drei tätige Frauenvereine, gründete 
jeden Winter mehrere Studienzirkel, war bahnbrechend 
in der genossenschaftlichen Jugendbewegung mit fol- 
gendem Erfolg: 
Mitgliederzunahme 
Umsatzzunahme 


Mitgliederzunahme 
Umsatzzunahme 


38/48 + 
38/418 


137,1 % 
+ 141,4 %a fi 


Verkäuferinnentagung des Kreises VI des V.S.K, 


Der Kreisvorstand VI hatte schon im Sommer 1948 be- 
schlossen, es sei im Jahre 1949 eine Verkäuferinnentagung 
durchzuführen. Bei dieser Zusammenkunft solle vor allem 
die Propagierung der Eigenfabrikate im Vordergrunde 


a T T— 


Die Genossenschaft der Kartoffelfarmer 


jedem Konsumentendollar, der für Kartof- 
feln ausgegeben wird, 75 bis 80 Cents er- 
hielten — Genossenschaftsmitglieder erhalten 


Im vergangenen Jahr verkaufte die Penn- 
sylvania Cooperative Potato Growers, eine 
Genossenschaft amerikanischer Kartoffelfar- 
mer, Kartoffeln im Werte von nahezu vier 
Millionen Dollar, wobei die gesamten Ver- 
kaufsspesen nur 35000 Dollar betrugen. 

Diese Genossenschaft trägt weitgehend 
dazu bei, in den Landwirtschaftsgebieten 
Pennsylvaniens die Abwanderung der besten 
jungen Arbeitskräfte in die Städte zu ver- 
hindern, schafft ihren Mitgliedern die Mög- 
lichkeit grösseren Verdienstes und bietet 
ihnen auch Gelegenheit, einen angemessenen 
Teil ihres Vermögens für Unterhaltung, Er- 
holung und Weiterbildung aufzuwenden. Ihr 
grösster Vorteil aber besteht darin, dass sie 
das Unabhängigkeitsgefühl und Selbstver- 
trauen ihrer Mitglieder stärkt. Diese sind bei 
- der fachlichen Ausbildung der Jugend nicht 
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auf die Unterstützung irgendeiner Behörde 
angewiesen, sondern verfügen über eigene 
Einrichtungen, um ihren Knaben und Müd- 
chen das Rüstzeug für den bäuerlichen Beruf 
mitzugeben. 

Die Kartoffelfarmer von Pennsylvanien be- 
sitzen auch eine eigene, 160 ha grosse An- 
baufläche zur Heranzucht neuer Kartoffel- 
sorten, die unter Aufsicht von Dr, E. L. Ni- 
xon, einem ehemaligen Mitarbeiter des Penn- 
sylvania State College, erfolgt. 

Der Genossenschaftsvorsteher Hugh C. Mc 
Pherson, ein Farmer aus dem Kreise York, 
vertritt die Ansicht, dass ein Fallenlassen der 
Mindest- und Stützpreise durch die Regie- 
rung von Vorteil wäre und dass viele Farmer 
diese Meinung mit ihm teilen, 

«Wenn die Regierung Vorsorge trüfe», so 
führt MePherson aus, «dass die Farmer von 


im allgemeinen 80 Cents —, bestände weder 
bei den Farmern ein Verlangen nach Min- 
destpreisen, noch würden die Verbraucher 
über zu hohe Preise klagen.» 

Welchen Beitrag leistet nun die Genossen- 
schaft, um der Landbevölkerung das Leben 
angenehmer und lebenswerter zu gestalten? 


Eine eigene Erholungsstätte. 


Die Genossenschaftsmitglieder schaffen sich 
zurzeit in den Alleghany-Bergen, in den 
besten Jagd- und Fischereigebieten Pennsyl- 
vaniens, eine eigene Erholungsstätte, die den 
Namen «Kartoffelstadt» tragen und nach Fer- 
tigstellung eine richtige kleine Siedlung bil- 
den wird, in der die Farmer ihre arheitsfreie 
Zeit verbringen können. Mit einem Kosten- 
aufwand von 100000 Dollar wird dort ein 


Be 


stehen. Es ist deshalb ganz verständlich, dass mit diesem 
Gedanken auch die Irage einer Exkursion in die Seifen- 
fabrik St. Gallen in die Diskussion geworfen wurde. Mit 
vollem Recht wurde darauf verwiesen, dass eine Verkäu- 
ferin mit viel grösserer Beharrlichkeit und Ueberzeugung 
ein Produkt den Konsumenten empfiehlt, wenn sie die Fabri- 
kation selbst verfolgen konnte und Einblick in einen solchen 
Fabrikbetrich hatte. Wir müssen aber auch dafür besorgt 
sein, dass unsere Eigenproduktion mit allen Mitteln geför- 
dert wird. 

Unter diesem Gesichtswinkel kam nun der Entschluss des 
Kreisvorstandes und später auch der Kreiskonferenz zu- 
stande, es sei eine Verkäuferinnentagung durchzuführen mit 
einer Exkursion in die Seifenfabrik Co-op in St. Gallen. Die 
ganze Veranstaltung sollte den Stempel der genossenschaft- 
lichen Zusammengehörigkeit tragen. Dies konnte dank der 
ausserordentlichen Bemühungen unseres initiativen Kreis- 
präsidenten Paul Leutenegger erreicht werden. Die Hinfahrt 
erfolgte über Arth-Goldau-Rapperswil-Wattwil-St. Gallen 
und die Rückfahrt über Winterthur-Zürich-Zug. Da unser 
Einzugsgebiet sich über die ganze Innerschweiz erstreckt, 
mussten Mittel und Wege gesucht werden, um doch für alle 
einen günstigen Fahrpreis zu erreichen. In Verbindung mit 
der SBB, Tarifbüro, konnte dann ein Einheitspreis für sämt- 
liche Teilnehmer erreicht werden, so dass die ganze Fahrt 
pro Person auf 14 Fr. zu stehen kam, gleichgültig ob von 
Andermatt oder Giswil oder Luzern usw. An allen in Be- 
tracht fallenden Abgangsstationen konnten die Kollektiv- 
billette bereits bezogen werden. 

Es war vorauszusehen, dass unter diesen günstigen Vor- 
ausselzungen das Interesse an dieser Tagung bei den Ver- 
käuferinnen sehr lebhaft sein würde. Auf den festgesetzten 
Anmeldetermin haben sich über 200 Verkäuferinnen zur 
Teilnahme verpflichtet. Erfreulicherweise konnte festgestellt 
werden, dass von den meisten Vereinen auch Behördemit- 
glieder sowie der gesamte Kreisvorstand an der Tagung teil- 
nahmen, so dass sich in Arth-Goldau 237 Personen im Extra- 
zug einfanden. Fahrplanmässig trafen wir um 11.05 in 
St. Gallen ein. 

In St. Gallen wurden wir schon im Bahnhofe von 
A. Iingesser als Vertreter des V.S.K. herzlich begrüsst. 
Dieser hatte in verdankenswerter Weise in Verbindung mit 
dem Kreisvorstande die ganze Organisation in St.Gallen 
übernommen. Nach einem kurzen Marsch, zum Teil auf Um- 
wegen, landeten wir im Hotel Volkshaus zum gemeinsamen 
Mittagessen. Anschliessend erfolgte dann die offizielle Be- 
grüssung durch den Kreispräsidenten Paul Leutenegger, der 
besonders das Entgegenkommen des V.S.K. und die Be- 
mühungen von A. Engesser verdankte. Nur durch dieses Ent- 
gegenkommen war es möglich, die Exkursion durchzu- 
führen. 


A. Engesser übernahm nun die Führung, und in zwei Ab- 
teilungen wurde der Rundgang durch die neu erstellte Sei- 


fenfabrik Co-op in St. Gallen angetreten. In seiner Be- 
grüssungsansprache betonte er besonders die Wichtigkeit, 
dass das Verkaufspersonal bei jeder sich bietenden Ge- 
legenheit die Konsumenten zum Bezuge der Co-op Artikel 
ermuntere. Unsere Unternehmungen können nur existieren, 
wenn sie auch den nötigen Absatz finden. Das sei sehr wohl 
möglich, wenn unsere Verkäuferinnen tatkräftig mithelfen. 

Unter Führung von Dr. Kestenholz erfolgte die Besichti- 
gung des aufs modernste und zweckmässigste eingerichteten 
Betriebes der Seifenfabrik. In einem ausführlichen Expose 
erläuterte dieser die Einzelheiten der Seifenfabrikation, von 
den Rohprodukten und Mischungen bis zum fertigen Produkt. 
Durch diese einleitenden Erläuterungen war es dann mög- 
lich, der Besichtigung der einzelnen Abteilungen mit vollem 
Verständnis zu folgen. Ganz besonderes Interesse wurde dem 
neuen Sprühturm zur Herstellung der Seifenflocken ent- 
gegengebracht. Sämtliche Teilnehmer waren nach dem 
Rundgang davon überzeugt, dass der V.S.K. in St. Gallen 
eine wirklich leistungsfähige und modern eingerichtete 
Seifenfabrik erstellt hat. Zum Abschied erhielten alle noch 
eine Musterlüte, um sich von der Güte und Qualität der 
Co-op Seife selbst zu überzeugen. Es ist nur zu hoffen, dass 
unsere Verkäuferinnen dafür besorgt sind, dass der Umsatz 
der Co-op Seife stark gesteigert werden kann. 

Noch ein kleiner Rundgang durch die Stadt, und schon 
war die Zeit zur Rückreise da. Um allen Teilnehmern die 
Heimreise am gleichen Tage zu ermöglichen, mussten wir 
bereits 16.30 Uhr St. Gallen verlassen. 

Abschliessend darf festgehalten werden, dass die ganze 
Veranstaltung in allen Teilen befriedigte. Für die grosse 
Vorarbeit, die umsichtige Führung gebührt vor allem 
A. Engesser, O. Rüfenacht und Dr. Kestenholz bester Dank. 


Dank aber auch dem Kreispräsidenten für seine Be- 
mühungen. J.R. 


Aus unserer Bewegung 


50 Jahre Konsumverein Gebenstorf 1899-—1949. Anlässlich der 
Jubiläumsfeier vom 26, Juni und 3. Juli 1949 wurden die Mitglieder 
der Genossenschaft zu einer Feier in die Turnhalle eingeladen. Die 
Tagung war eine würdige Kundgebung, war sie doch von ca. 700 Per- 
sonen besucht. Als Festredner konnte Verwalter Graf, Präsident des 
Kreisverbandes V, Aargau. verpflichtet werden. In träfen Worten 
warf er einen kleinen Rückblick über die Entwicklung der Genossen- 
schaft, über Wesen und Zweck der Genossenschaftsbewegung. 

An beiden Abenden wurden ein Gratisznüni und eine Broschüre 
verabreicht. 


grosses Unterkunftshaus mit Restaurant und 
einem Vortragssaal errichtet. In unmittel- 
harer Umgebung entstehen einzeln oder in 
Gruppen die Ferienheime der Farmer. Ein 
Spielplatz für die Kinder, auf dem diese 
unter eigenem Aufsichtspersonal in guter 
Obhut untergebracht sind, soll ebenfalls ent- 
stehen, und ein neuangelegter Teich fügt sich 
harmonisch in das Landschaftsbild ein. 

Die Versuchsfelder, auf denen unter An- 
leitung Nixons neue Kartoffelsorten heran- 
gezüchtet werden, sind nicht weit entfernt, 
so dass Farmer, die in der «Kartoffelstadt> 
ihre Freizeit verbringen, sich gleichzeitig 
auch über die neuesten Fortschritte auf ihrem 
Arbeitsgebiet unterrichten können. 

Der eigentliche Zweck der Genossenschaft 
aber ist der Verkauf der Kartoffeln, die ihre 
Mitglieder produzieren. Die Genossenschafts- 
mitglieder prüfen, sortieren und klassifizieren 
ihre Kartoffeln selbst. Nur glatte Kartoffeln 
mit einem Durchmesser von 4—5 cm werden 


dies den Ausschluss 


men erhöht. 


Blauschildkartoffeln 


unter der Genossenschaftsmarke «Blue Label 
Potatoes» — Blauschildkartoffeln — verkauft, 

Jeder einzelne Sack wird mit einer Nunı- 
mer versehen, auf Grund derer die Detail- 
verkäufer genau feststellen können, von wel- 
chem Farmer etwa schlechte Kartoffeln ge 
liefert wurden. Erfolgt in ein oder mehreren 
Fällen eine Beanstandung der Ware, so hat 
des betreffenden Far- 
mers aus der Genossenschaft zur Folge. Die 
Farmer legen natürlich Wert darauf, die Zu- 
gehörigkeit zur Genossenschaft 
büssen, da sie durch diese den Vorteil haben, 
keine Provision für den Verkauf bezahlen zu 
müssen, und der Ueberschuss, der sonst dem 
Zwischenhandel zugute kommt, ihr Einkom- 


Im vergangenen Jahr verkauften die Ge- 
nossenschaftsmitglieder 
und 
einen Ueberschuss von fast einer halben Mil- 
lion Dollar. In diesem Jahr sollen insgesamt 


15 Millionen verkauit 
werden. 

Die Genossenschaft hat 5 Verkaufsleiter, 
die sowohl mit den Farmern als auch mit den 
Detaillebensmittelgeschäften in direkter Ver- 
bindung stehen und allwöchentlich gemein- 
sam mit dem Sekretär und Geschäftsführer 
der Genossenschaft, P. D, Frantz, den Preis 
für Blauschildkartoffeln bestimmen. Die Lie- 
ferung der Kartoffeln an die Detailgeschäfte 
erfolgt direkt von den Farmern, so dass we- 
sentliche Transportkosten erspart werden. Die 
Bezahlung der Kartoffeln seitens der Detail- 
geschäfte erfolgt an die Genossenschaft, die 
ihrerseits wieder den einzelnen Farmern über 
die gelieferte Menge einen Scheck ausstellt. 

Die Genossenschaft der Kartoffelfarmer in 
Pennsylvanien ist nicht nur eine Verkaufs- 
agentur, sondern hat durch ihre Einrichtun- 
gen auch dazu beigetragen, dass ihre Mit- 
glieder einen höheren Lebensstandard haben 
und ihre eigenen Ideen verwirklichen können. 


Säcke Kartoffeln 


nicht einzu- 


9 Millionen 
erzielten 


Säcke 
dafür 
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Rechtliche Grundlagen der Genossenschaftsverwaltung 


(Fortsetzung) 


S25. 


Die Rechtsstellung des Verwaltungs- 
mitglieds 


1. Der Verwaltungsvertrag 


Durch eine Wahl seitens der Gene- 
ralversammlung oder der sie ersetzen- 
den Urabstimmung oder Delesierten- 
versammlung und durch die Annahme 
seitens der als Verwaltungsmitglied ge- 
wählten Person entsteht zwischen der 
Genossenschaft und dem Verwaltungs- 
mitelied ein Vertrag. Der Genossen- 
schaft erwächst daraus die Pflicht, das 
Verwaltunesmitglied als solches anzu- 
erkennen und ihm die Erfüllung seiner 
Aufgaben zu ermöglichen, ihm die in 
deren richtiger Ausführung erwach- 
senen Auslagen zu ersetzen, ihm even- 
tuell — das Verwaltungsamt ist in 
der Genossenschaft sehr häufig Ehren- 
amt — eine Vergütung auszurichten 
und regelmässig über die Entlastung 
(decharge) zu befinden. Das Verwal- 
tungsmitglied wird verpflichtet, zusam- 
men mit den anderen Verwaltungsmit- 
gliedern die Geschäfte der Genossen- 
schaft mit aller Sorgfalt zu leiten und 
die genossenschaftliche Aufgabe mit 
besten Kräften zu fördern; es wird er- 
mächtiet. im Rahmen der Genossen- 
schafts-- und Verwaltungsorganisation 
und nach Massgabe seiner durch die 
Konstituierung der Verwaltung noch 
näher zu bestimmenden Stellung und 
Funktion bei der Geschäftsführung und 
Vertretung für die Genossenschaft mit- 
zuwirken. 

Die durch Vertrag begründete Stel- 
lung als Mitglied des Verwaltungs- 
organs biret somit zwei Komponenten, 
eine arbeitsvertragliche und eine voll- 
machtliche. welche beide ihrem Ge- 
halt und Umfange nach nur für die 
Gesamtverwaltung umschrieben sind 
und sich für deren einzelne Mitglieder 
nicht schon durch die Wahl und deren 
Annahme, sondern erst durch die Rege- 
lung der kollegialen Bewältigung der 
Verwaltungsaufgaben ergeben. Mit die- 
ser Massgabe bilden die Verwaltungs- 
verträge die Grundlage der gesamten 
Verwaltungstätigkeit; neben diesen be- 
steht kein zweites Rechtsverhältnis, 
etwa zwischen dem gesamten Verwal- 
tungsorgan und der Genossenschaft. 
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Weder das alte noch das revidierte 
OR geben Aufschluss über die Rechts- 
natur des Arbeitsvertrages zwischen 
dem Verwaltungsmitglied und der Ge- 
nossenschaft. 

Nach französischem Recht sind die 
Mitglieder der Verwaltung Beauftragte. 
Das deutsche Recht nimmt, mit dem 
Kriterium der Entgeltlichkeit, Dienst- 
vertrag oder Auftrag an, Auftrag nur. 
wenn die Arbeit unentgeltlich geleistet 
wird. 

Für das schweizerische Recht kann 
die Entgeltlichkeit nicht über die An- 
nahme von AÄuftrags- oder Dienstver- 
tragsrecht entscheiden, da beim Auf- 
trag nach schweizerischem Recht eine 
Vergütung zu leisten ist, nicht nur, 
wenn sie verabredet, sondern auch 
dann, wenn sie üblich ist (vgl. OR, 
Art, 394, Abs. 3). Entscheidend spricht 
für die Anwendung von Auftragsrecht, 
dass der Verwaltung eine selbständige, 
auf den wirtschaftlichen Erfolg eines 
andern — der Genossenschaft — ge- 
richtete, Betätigung obliegt, und dass 
die Verträge über Arbeitsleistung, die 
keiner besonderen Vertragsart des 
Obligationenrechtes unterstellt sind, 
unter den Yorschriften über den Auf- 
trag stehen (vgl.OR, Art.394, Abs. 2). 
Uebereinstimmung mit dem Auftrags- 
recht besteht auch hinsichtlich der Ab- 
berufung, welche gemäss OR, Art. 890, 
der Generalversammlung gegenüber 
den Mitgliedern der Verwaltung und 
der Kontrollstelle sowie andern von ihr 
gewählten Bevollmächtigten und Beauf- 
tragten (z.B. gegenüber einem von ihr 
gewählten Geschäftsleiter) zusteht (vgl. 
OR, Art. 404, Abs. 1). Auf ein Dienst- 
vertragsverhältnis weist die Bestellung 
für eine längere bestimmte Zeit hin. 
Hingegen liest das typische Merkmal 
des Dienstvertrages, die Ausübung der 
Dienste als Beruf und die Widmung 
der ganzen Zeit und Arbeitskraft, in 
der Regel nicht vor. Ebenso entspricht 
der Selbständigkeitscharakter der Ver- 
waltungsaufgabe eher dem Auftrag als 
dem Dienstvertrag, und es ist das aus 
der erhöhten Vertrauensstellung des 
Verwaltungsmitglieds folgende not- 
wendige Gegengewicht, die eben er- 
wähnte Möglichkeit jederzeitiger Ab- 


GE, 


DTCH: 
en 


TG 
dd 


berufung durch die Generalversamm- 
lung, mit den dienstvertraglichen Nor- 
men nicht vereinbar (vgl. OR, Artikel 
352 und 347 ff.). 

Wenn wir aus dieser Gegenüberstel- 
lung zum Schluss gelaugen, dass auf 
unser Rechtsverhältnis, soweit nicht 
die Bestimmungen des Genossenschafts- 
rechts und die Statuten oder Regle- 
mente eine Regelung treffen, Auftrags- 
recht anzuwenden ist, so bleibt die wei- 
tere Frage offen, ob ein Auftrag vor- 
liegt oder ein eigenständiger Vertrags- 
typus, welcher unter den Vorschriften 
über den Auftrag steht. Zweifellos gibt 
die Genossenschaft als Körperschaft 
dem Verwaltungsvertrag eigenes Ge- 
präge; anderseits ist der Auftrags- 
begriff nach dem Obligationenrecht 
sehr weit gefasst, so weit, dass die Not- 
wendigkeit, von einem Vertrag sui ge- 
neris zu sprechen, eigentlich nur dann 
bestehen würde, wenn der Inhalt des 
Vertrages in den wesentlichen Punkten 
nicht dem Auftragsrecht entspricht, 

Eine nicht zu übersehende Differenz 
ergibt sich zwar, wie wir noch zeigen 
werden, hinsichtlich der Sorgfalts- 
pflicht. Der Gesetzgeber hat aber auch 
hier eine elastische l’ormulierung ge- 
wählt: «Der Beauftragte haftet im all- 
gcmeinen für die gleiche Sorgfalt wie 
der Dienstpflichtige im Dienstvertrag» 
(vgl. OR, Art. 398, Abs. 1). Die be- 
sondere Art der Beauftragung durch 
eine Wahl, die Organqualität der Be- 
auftragten, die Eigenart der Kompe- 
tenzverhältnisse, der Rechenhaftigkeit. 
Entlastung und Verantwortlichkeit be- 
rühren im übrigen nicht die Substanz 
des Auftrages, sondern lediglich, durch 
die körperschaftlichen Verhältnisse be- 
dingt, die Art der Erfüllung der aus 
dem Auftrag entspringenden Rechte 
und Pflichten. 

Wir betrachten daher den Verwal- 
tungsvertrag als einen Auftrag und 
sehen von der Bezeichnung als «Ver- 
trag sui generis» oder «auftragsähn- 
liches Rechtsverhältnis» ab. 


2. Gesetzliche Voraussetzungen 


Bei der Bestellung der Verwaltung 
müssen gewisse Bestimmungen beachtet 
werden; die Verwaltung kann nicht be- 
liebig zusammengeselzt sein, und es 
kann nicht jede beliebige Person Ver- 
waltungsmitglied werden. 


Entgegen der aktienrechtlichen Re- 
gelung, nach welcher einerseits die Ver- 
waltung in die Hände einer einzigen 
Person gelegt werden kann und ander- 
seits nur Aktionäre wählbar sind, ver- 
langı das Gesetz für die Genossenschaft 
eine mindestens dreigliedrige, jedoch 
nur mehrheitlich aus Genossenschaftern 
bestehende Kollegialbehörde (vgl. 
OR, Art. 707, und 894, Abs. 1). 


Hauptzweck der Genossenschafter- 
mehrheit in der Verwaltung ist der 
Schutz gegen genossenschaftsfremde 
Tendenzen. Diese Vorschrift ist der ne- 
galive Ausdruck des Selbstverwaltungs- 
gedankens. In der Verwaltung sollen 
nicht die Vertreter anderer als der Ge- 
nossenschaftsinteressen das Ueberge- 
wicht haben: dies würde schon der 
grundsätzlichen Ueberordnung der Ge- 
neralversammlung über die Verwal- 
tung zuwiderlaufen. Einen Sinn kann 
diese Bestimmung allerdings nur ha- 
ben, wenn — wie nach bundesgericht- 
licher Praxis als zwingender Grund- 
satz festgestellt wurde — unter den 
Verwaltungsmitgliedern Stimmrechts- 
gleichheit herrscht, 

Die Wählbarkeit von Nichtmitglie- 
dern wurde vor allem für die land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften ge- 
fordert, da einerseits unter den Nlitglie- 
dern nicht immer genügend Leute vor- 
handen sind, die über die nötigen 
Kenntnisse und namentlich über die 
nötige Zeit verfügen, anderseits aber 
gerade bei diesen Genossenschaften die 
Mitgliedschaft nicht ohne weiteres er- 
langt werden kann. 


Die Mitgliedschaft ist nicht Wähl- 
barkeitsvoraussetzung. Dies ergibt sich 
aus der Wählbarkeit von Nichtmitglie- 
dern. Die Wahl wird daher mit der An- 
nahme perfekt, gleichviel ob die Mit- 
gliedschaft zur Herstellung oder Erhal- 
tung der Mitgliedermehrheit in der 
Verwaltung erforderlich wäre oder 
nicht. Das gesetzliche Mehrheitserfor- 
dernis betrifft vielmehr die Verwaltung 
als Ganzes wie die Dreigliedrigkeit 
als Mindestbesetzung. Sofern dagegen 
durch einen Generalversammlungsbe- 
schluss verstossen wird, ist dieser ge- 
mäss OR, Art. 891, anfechtbar; die 
Wiederherstellung des gesetzlichen Zu- 
standes selbst kann aber nur auf dem 
Weg über OR, Art. 831, Abs. 2, er- 
zwungen werden: durch die Klage 
eines Genossenschafters oder Gläubi- 
gers auf Auflösung der Genossenschaft. 
Der Richter kann hienach — und er 
wird stets, wenn durch das Fehlen der 
notwendigen Organe nach seinem 
pflichtgemässen Iirmessen ein schulz- 
würdiges Interesse gefährdet ist — die 
Auflösung verfügen, sofern die Genos- 
senschaft nicht binnen angemessener 
Frist den gesetzmässigen Zustand wie- 
derherstell. Nach Anbringung der 
Klage kann der Richter auf Antrag 


einer Partei vorsorgliche Massnahmen 
anordnen. 

Die Missachtung der Bestimmungen 
von OR, Art. 894, Abs. 1, bewirkt so- 
mit nicht automatisch die Handlungs- 
unfähigkeit der Verwaltung; ebenso- 
wenig ist der Richter oder der Han- 
delsregisterführer befugt, selbständig 
einzugreifen, 

Die Genossenschaftsverbände unter- 
stehen dem Genossenschaftsrecht, so- 
weit für sie nicht besondere Normen 
gelten (vgl. OR. Art. 921 ff.). Danach 
wird die Verwaltung, sofern die Sta- 
tuten es nicht anders bestimmen, aus 
Mitgliedern der angeschlossenen Ge- 
nossenschaften gebildet. Aber auch 
hier ist unseres Erachtens die statuta- 
rische Regelung nur im Rahmen der 
durch das Selbstverwaltungsprinzip ge- 
zogenen Schranken frei: die Interessen 
der Verbandsmitglieder müssen in der 
Verbandsverwaltung vorherrschend ver- 
treten sein. 

= 

Uebereinstimmend gilt für Genossen- 
schaften und Aktiengesellschaften, dass 
eine an ihnen beteiligte juristische 
Person oder eine Handelsgesellschaft 
nicht als Mitglied der Verwaltung ge- 
wählt werden kann, dagegen an ihrer 
Stelle ihre Vertreter. Im Bestreben, 
persönliche Verantwortlichkeit zu schaf- 
fen und die Durchsichtigkeit der Ver- 
hältnisse zu wahren, hat der Gesetz- 
geber der an sich logisch aus der 
Rechtsfähigkeit der juristischen Per- 
son folgenden Wählbarkeit und damit 
der Möglichkeit zu beliebigen Ver- 
schachtelungen von juristischen Perso- 
nen und Handelsgesellschaften über 
das Mittel des Verwaltungsorgans 
einen Riegel geschoben mit der Wir- 
kung, dass die Einflussnahme auf eine 
Genossenschaft ebenso wie aul eine 
Aktiengesellschaft in der Verwaltung 
nurmehr über bestimmte physische 
Personen erfolgen kann und die ano- 
nyme Organverwaltung ausgeschlossen 
ist. 

Die Aussperrung juristischer Perso- 
nen und der Handelsgesellschaften vom 
Verwaltungsrat der Genossenschaft 
lässt sich hauptsächlich aus dem Ge- 
sichtspunkt der Schadensverhütung 
rechtfertigen. Die zahlreichen krisen- 
bedingten Zusammenbrüche um 1930 
gaben dem Gesetzgeber Anlass, die 
Verantwortlichkeit der leitenden Per- 
sonen von Unternehmungen besonders 
zu betonen. Und das Bewusstsein per- 
sönlicher Verantwortung hat seinen Be- 
weggrund nicht zuletzt in der direkten 
persönlichen Haftung. Diese fehlt und 
wird zur indirekten, wenn die durch 
eine fehlerhafte Verwaltung geschä- 
digte Genossenschaft nur auf die ver- 
waltenden juristischen Personen oder 


Handelsgesellschaften greifen kann und 
— sofern sie dies tut — es immer noch 
jenen überlassen bleibt, ob sie gegen 
die fehlbaren Funktionäre vorgehen 
wollen oder nicht. 

Aus dem Gesetz ergibt sich nicht, ob 
und in welchem Masse auch die ver- 
tretene juristische Person oder Han- 
delsgesellschaft haftet, den ihr Vertre- 
ter durch die schuldhafte Verletzung 
seiner Verwaltungspflichten der ver- 
walteten Genossenschaft verursacht hat. 
In der Doktrin ist die Frage umstritten. 
Einzig für die gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmungen ist durch das Gesetz 
eine klare J.ösung getroffen, indem 
die Körperschaften des öffentlichen 
Rechts gegenüber der Genossenschaft, 
den Genossenschaftern und den Gläu- 
bigern für die von ihnen in die Verwal- 
tung abgeordneten Personen haften 
(vgl. OR, Art. 926). Dies hat seinen 
besonderen Grund darin, dass die Ab- 
ordnung und Abberufung der Vertre- 
ter nur der Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts zusteht; das Recht auf 
einen oder mehrere Sitze in der Ver- 
waltung kommt also ihr selbst und 
nicht ihren Vertretern zu. Diese treten 
nicht in eine vertragliche Beziehung 
zur verwalteten Genossenschaft, son- 
dern üben in deren Verwaltung die Be- 
fugnisse der öffentlichrechtlichen Kör- 
perschaft aus und sind in dieser dafür 
nach dem Rechte des Bundes und der 
Kantone verantwortlich. Dem Postulat 
nach persönlicher Verantwortlichkeit 
der Vertreter ist hier durch das Ab- 
weichen vom Prinzip der direkten Haf- 
tung kein Boden entzogen, da für eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
das Rückgriffsrecht analoge Pflicht be- 
deutet. 

Dementgegen werden die Vertreter 
privater Körperschaften von der zu 
verwaltenden Genossenschaft gewählt 
und sind persönlich ihr gegenüber zur 
sorgfältigen Ausübung des Verwal- 
tungsamtes verpflichtet. Die vertretene 
juristische Person oder Handelsgesell- 
schaft tritt durch die Wahlannahme in 
keine vertragliche Beziehung zur Ge- 
nossenschaft, da ihr diese kraft gesetz- 
licher Bestimmung (OR, Art, 894, 
Abs. 2) nicht zugerechnet werden 
kann. Daraus ergibt sich, dass eine 
Vertragshaftung für die schuldhafte 
schadenstiftende Verletzung der Ver- 
waltungspflichten durch den Vertreter 
nicht die juristische Person oder Han- 
delsgesellschaft treffen kann. Jedoch 
kann in der Verletzung der Verwal- 
tungspflichten zugleich eine von jenen 
gemäss OR, Art. 567, Abs. 3. 603, 718, 
Abs. 3, 814, Abs. 3, oder 899, Abs. 3, 
zu vertretende unerlaubte Handlung 
liegen. 


* (Fortsetzung folgt) 


Wissen ohne Gewissen bedeutet den Untergang der Welt. Rabelais 
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Die Warenausstellung im Detailgeschäft 


Immer wieder triffi man Geschäfte, die dem Problem des 
Warenauflegens im Verkaufslokal zu wenig Aufmerksanikeit 
schenken. 

Kürzlich betrat ich ein von aussen modern wirkendes 
Geschäft. und wie ich die Türe hinter mir schloss, glaubte 
ich, in einem Verkaufsladen von Kartonschachteln und 
Schubladen zu sein. Alles was mir vorgelest wurde, musste 
zuerst aus Schubladen. Schachteln oder abgeschlossenen Re- 
galen hervorgeholt werden. Tadellose Ordnung, aber meine 
Kauflust wurde durch diesen Glanz von poliertem Holz und 
grauen Kartons nicht gehoben. 

Täglich muss der Verkaufsleiter sich überlegen: «Wie 
wirkt meine Ware in Farbe und Aufmachung auf die Kon- 
sumenten?» Die aufgelesten Artikel müssen zum Kauf 
anregen, das richtige Bild schafft zum Teil von selbst einen 
vermehrten Bedarf. Bei den meisten Waren kann mit einem 
einfachen, ansprechenden Tablarschrank ein viel positiveres 
Verkaufsresultat erzielt werden. Auf die Tablare gehören 
wenn immer möglich keine Kartonschachteln. Die Ware soll 
offen und geschmackvoll aufsortiert werden. Hohes Auf- 
stapeln ist zu vermeiden. Grössen und Farben müssen hand- 
lich greifbar sein. Sind die Tablare zu weit auseinander, so 
lasse man durch den Schreiner einige Abteilbrettchen her- 
stellen, damit diese nach Bedarf verwendet werden können. 

Auch der Verkaufstisch muss als Blickfang ausgenützt 
werden. Eine Glasfront, welche die Ware in den Schubladen 
ins nächste Blickfeld bringt, bedingt ein Idealmöbel, das 
nicht von heute auf morgen angeschafft werden kann. Aber 
mit Glasplatten auf dem Verkaufstisch lässt sich viel machen. 
Mit verhältnismässig geringen Kosten können auf einem Tisch 
ein bis drei Rahmen aufgemacht und die feingeschliffenen 
Platten direkt in die Fugen gelegt werden. Je nach gewünsch- 
tem Zwischenraum ist eine Plattenhöhe von drei bis fünf cm 
zu wählen. In jedem Geschäft gibt es Kleinware, sogenannte 
«tägliche Kleinigkeiten», die sich auf diese Weise äusserst 
wirksam ausstellen lassen. Für den Verkauf sind die Glas- 
platten in den meisten Fällen nicht hindernd, da darauf 
reibungslos bedient werden kann. 

Wie steht es mit der Reklameecke? Je nach Art des Ge- 
schäftes ist diesem Platz die grösste Aufmerksamkeit zu 
schenken. Vielleicht ist der Verkaufstisch so gross, dass sich 
gerade hier eine gewisse Fläche. und zwar nahe der Kasse, 
reservieren lässt. In vier Metallsockeln, die auf dem Tisch 
festgeschraubt sind. werden vier geschliffene Glasplatten von 
ca. 10 bis 15 cm Höhe eingeschoben, und wir haben ein 
gediegenes Verkaufsfach. Hier muss immer ein Schlager- 
artikel zu finden sein, und zwar lose, so dass der Konsument 
die Ware berühren und sich selbst bedienen kann. Aber 
wichtig ist, immer wechseln und eine flotte, nicht übergrosse 
Anschrift, die den Käufer sofort auf das günstige Angebot 
aufmerksam macht. 

Allzu grosses Aufstapeln ein und desselben Artikels ist 
zwecklos. Die Vielfalt und die grosse Auswahl sind es, die 
den Käufer an unser Geschäft binden. Dies bedingt ein zu- 
verlässiges Nachsortieren der verschiedenen Gattungen. Je 
näher das Magazin, um so günstiger. Führen Sie Ihre Maga- 
zine ebenso exakt wie das Verkaufslokal, dann werden Fehl- 


482 


Für die 


PRAXIS ° 


MUS 


dispositionen klein sein, viel Aerger und Zeit wird Ihnen 
erspart bleiben. Vielleicht können Sie Ihren Käufer gelegent- 
lich einmal ins Lager führen. Dies wirkt besonders vertrauen- 
erweckend und ist eine nicht zu unterschätzende Reklame, 

Einen grossen Nachteil hat diese «offene Ware» gegenüber 
der in Schachteln und Schubladen versorgten, nämlich sie ist 
dem Staub ausgesetzt. Vom Ladenschluss bis Oeffnung müs- 
sen Regale und Tische sorgfältig mit Tüchern abgedeckt sein, 
dann kann die Putzfrau gründlich ihre Arbeit verrichten. 
Das Sauberhalten der Ware und Regale dagegen ist Sache 
des Verkaufspersonals und muss vom Verkaufsleiter ständig 
überwacht werden. 

Vergessen wir nie: Farben und Auswahl richtig gezeigt, 
fördern den Verkauf. 

Durch periodisches Umstellen kann einem Verkaufslokal 
immer wieder ein neues Bild verliehen werden, ohne dass an 
den Mobilien etwas zu ändern ist. Der Käufer hat das Gefühl, 
dass hier Leben und Initiative und nicht Krämergeist zu 
Hause sind. A.G. «Organisator» 


Blitzlichter aus dem Alltag im Ladengeschäft <«Negociator» 


Wir sind wieder in einem Lebensmittelgeschäft. Vier Ver- 
käuferinnen bedienen. Einige Käufer warten. Da beıritt ein 
Backfisch den Laden, anscheinend ein Töchterchen, bei dem 
die Einbildung etwas grösser ist als die Ausbildung. Mit 
«Kennerblicken» sieht sie sich im Laden um und bleibt vor 
einem Tablar stehen, auf dem verschiedene Sorten Kochfett 
aufgestapelt sind. Da kommt eine Verkäuferin und erkundigt 
sich nach dem Wunsche. 

«Geben Sie mir eine Tafel ‚Voilä’», sagl das Mädchen. 
Dabei bemüht sie sich, dem «Voilä» einen möglichst wel- 
schen Akzent zu verleihen. 

Die Verkäuferin ist etwas verlegen. «Bitte — —?» 

«Eine Tafel ‚Voilä’», sagt sie noch einmal und deutet auf 
die Kochfettafeln. 

Jetzt geht der Verkäuferin ein Licht auf. «Ah, Sie meinen 
eine Tafel «..... »-Kochfett?» Dann schaut sie zu ihren 
Kolleginnen, um sich zu überzeugen, dass alle diesen Witz 
gehört haben. Ja, sie haben ihn gehört. Blicke wechseln, es 
wird geluschelt; eine Verkäuferin verschwindet hinter dem 
Glaskasten usw. 

Gestehen wir es offen: «Voilä» statt «.....» ist etwas 
dick. Aber auch so etwas kommt vor. Auf keinen Fall ist es 
aber am Verkaufspersonal, der «fehlbaren» Käuferin eine 
Lehre zu erteilen, wenigstens nicht eine so unmittelbare. 
Dass man über so etwas lacht, ist eigentlich nicht verwunder- 
lich. Aber man sollte sich für den Moment beherrschen 
können. Uebrigens kommen ähnliche Situationen ziemlich 
häufig vor, wenn Produkte mit fremdsprachigen Namen 
verlangt werden. Viele Käufer sind hemmungslos und spre- 
chen den Namen so aus, wie sie es für gut finden. Andere 
drücken sich um den Namen herum, bis ihn die Verkäuferin 
ausgesprochen hat. h 

Wird ein Name falsch ausgesprochen, so darf man nie- 
mals korrigieren. Man wird den Namen im Laufe des Ge- 
sprächs gelegentlich nochmals wiederholen, damit sich der 
Konsument die richtige Aussprache merken kann. Ein guter 
Verkäufer sollte auch sofort merken, wenn ein Käufer Hem- 


mungen hat, einen fremden Namen auszusprechen. Da gilt 
es, ihm so rasch als möglich behilflich zu sein, damit er 
sich nicht blamiert fühlt. Solche Käufer sind für unser 
Entgegenkommen sehr dankbar und werden sich noch lange 
daran erinnern. Der Herrgott hat eben auch in dieser Hin- 
sicht verschiedene Kostgänger, und nicht jedem ist es gele- 
gen, es so zu machen wie jener Witzvogel, der jedes Fremd- 
wort so ausspricht, wie es geschrieben ist und dazu lacht. 


= Pr ’ 


Kürzlich hörten wir in einem Schuhgeschäft folgendes 
Verkaufsgespräch: 

«Herr Müller, was wünschen Sie?» 

«Ich möchte für mich ein Paar Halbschuhe.» 

«Gerne. Was darf es sein?» Pause. Der Verkäufer sieht 
den Käufer an und wartet auf eine Antwort. 

Dieser weiss nicht recht, was er sagen soll. Nach 
einigem Besinnen und Achselzucken sagt er: «Einfach ein 
Paar gute Halbschuhe.» 

«Möchten Sie etwas Sportliches?» Und dann geht das 
Fragen weiter: «Haben Sie lieber einen braunen oder einen 
schwarzen Schuh?», «Möchten Sie gerne Schuhe mit Gum- 
misohlen?», «Welche Grösse tragen Sie?» usw. 

Uns kam der Verkäufer vor wie ein Verhörrichter, der 
einen Angeklagten in die Zange nimmt. Dem Käufer sah 
man an, dass er ungefähr die gleichen Gefühle hatte. 
Schliesslich sagte er elwas aufgeregt: «So zeigen Sie mir 
doch um Gottes willen einmal etwas!» 

Es ist bei Verkäufern leider immer noch ein weitverbrei- 
tetes Uebel, dass man Käufer ausfragt. Das ist ein Zeichen, 
dass man sich noch gar nie die Mühe genommen hat, sich 
mit der psychologisch richtigen Führung des Verkaufsge- 
sprächs zu befassen. Man geht von ganz überspannten Vor- 
ausselzungen aus, indem man dem Konsumenten Fach- 
kenntnisse zumutet. die er gar nicht besitzt. Es ist für ihn 
etwas vom Lästigsten, wenn er durch Ausfragen eingeengt 
wird. Ein guter Verkäufer hat es nicht nötig. den Käufer 
auszufragen. Man schätzt ihn ein. Wenn er nun ein 
Paar Halbschuhe verlangt. so wird der Verkäufer selbst- 
verständlich nicht spontan einen Haufen hervorholen. Er 
muss noch etwas mehr wissen. Und hier beginnt dann 
gewöhnlich das Ausfragen. Warum auch? Mit einer einzi- 
gen, geschickt gestellten Frage sollte der Verkäufer genug 
wissen, nämlich mit der Frage nach dem Verwendungszweck. 
Wenn der Verkäufer weiss, für welchen Zweck der Käufer 
die Schuhe will, so soll er auch wissen, was er vorzeigen 
kann, Es gibt Schuhverkäufer, die es bereits so weit gebracht 
haben, dass sie nicht einmal nach der Schuhnummer fragen 
müssen. Das macht auf den Käufer einen sehr guten Ein- 


druck. Er fühlt sofort, dass er in einem Geschäft ist, wo man 
nicht einfach Schuhe verkaufen, sondern ihm dienen und 
ihn individuell beraten will. Individuelle Bedienung ver- 
langt aber vom Verkäufer scharfe Konzentration auf die 
Verkaufshandlung. Mit halb mechanisch gestellten Fragen 
und schablonenhaftem Getue kann man nicht individuell 


bedienen. «Organisator» 


Ein Werbebrief des Konsumvereins Uster 


Auf unser letztes Schreiben vom Frühjahr 1949 sind wieder 
eine Anzahl Haushaltungen unserer Genossenschaft als Mit- 
glied beigetreten. Nachdem nun bereits rd. 1400 Haushaltun- 
gen dem Konsumverein Uster angeschlossen sind, so glauben 
wir, auch an Sie gelangen zu dürfen mit der höflichen Bitte, 
die Frage des Beitritts einer Prüfung zu unterziehen. Der An- 
teilschein lautet wohl auf Fr. 50.—, es sind aber vom Neu- 
eintretenden lediglich Fr. 5.— zu leisten, wie aus der bei- 
liegenden Beitrittserklärung hervorgeht. 

Sie alle kennen wohl auch unser Kaufhaus an der Zürich- 
strasse, den «Konsumhof» mit den verschiedenen Abteilun- 
gen: Lebensmittel, Textilwaren, Schuhwaren und Haushalt- 
artikel. Wir laden Sie höflich ein, im Bedarfsfalle diese Ab- 
teilungen aufzusuchen und empfehlen Ihnen angelegentlich, 
Ihren Bedarf für den Haushalt in einem Konsumladen einzu- 
decken. Denken Sie dabei an die Rückvergütung, die bei kon- 
sequentem Einkauf im Konsum ohne Mühe den Betrag von 
Fr. 100.— jährlich und noch mehr erreichen kann. 

Wir gestalten uns, diesem Schreiben eine Beitrittserklärung 
beizufügen, die Sie nach Prüfung in einem Konsumladen 
oder der Verwaltung abgeben können. Wir sind auch gerne 
bereit, Ihnen unsere eigene Zeitung, die «Genossenschaft» zu- 
zustellen, was Sie auf der Beitrittserklärung ebenfalls vermer- 
ken wollen. 

Gleichzeitig erhalten Sie noch unsere Offerte für Kohlen 
und einen bezüglichen Bestellschein. Auch hier sind wir Ihnen 
dankbar, wenn Sie bei der Auftragserteilung unsere Genossen- 
schaft berücksichtigen. Sofern Sie noch von den verbilligten 
Sommerpreisen profitieren möchten, sollten Sie uns Ihren 
Auftrag baldmöglichst überweisen. 

Die konsumgenossenschaftliche Bewegung in der Schweiz 
ist nicht neu, so dass es auch Ihnen nicht schwer fallen wird. 
unserer Finladung Folge zu leisten. Wir danken Ihnen noch 
für die Sympathie, die Sie uns bisher entgegenbrachten, und 
hoffen gerne, dass Sie zu einem positiven Entschluss kommen 
werden. 

- In dieser Erwartung begrüssen wir Sie und zeichnen hoch- 
achtend Konsumverein Uster 


Ein Durcheinander verwirrt das Mitglied und erschwert ihm den 
Entschluss. 


Zeigen Sie die Mare so, dass sie voll zur Geltung kommt. 


| 


Die 19. Internationale Genossenschaftsschule 


findet vom 17. September bis zum 1, Oktober 1949 im 
Grand Hotel Grange-over-Sands (Grafschaft Lancaster) 


in Grossbritannien statt. 


Thema: Die sozialen Aspekte der Genossenschaft 


Die Kosten belaufen sich auf I £ täglich. wozu eine Ein- 
schreibegebühr von 1 £ kommt, 


Interessenten sind gebeten. sich sohald als möglich 
beim Departement Presse und Propaganda des V.S.K.. 


Pastfach Basel 2. 


anzumelden. 


Genossenschaftliches Seminar 


(Stiftung von Bernnard Jaegal) 


Dem Genossenschaftlichen Seminar sind überwiesen worden: 
Fr. 200.— vom Konsumverein Chur 


Diese Vergabung wird hiermit bestens verdankt. 


Arbeitsmarkt 


Angebot 


Junges Ehepaar mit guten Referenzen (Frau gelernte Verkäuferin) 
sucht auf 15. Oktober oder 1. November 1949 Stelle als Depot- 
halter-Paar auf Lebensmittelbranche und Haushaltartikel. Offerten 
unter Chiffre B.Z. 158 an die Kanzlei Il. Departement V. S.K., 
Basel 2, 


Jüngerer, strebsamer Genossenschafter, vielseitig ausgebildet, seit drei 
Jahren an verantwortungsvollem Posten der Agrarprodukte, sucht 
auf Frühjahr. evtl. früher. Stelle in grössere Konsumgenossenschaft, 
Offerten erbeten unter Chiffre E.T. 161 an die Kanzlei IT. Depar- 
tement V.S.K., Basel 2. 


Fleissiger Junggenossenschafter mit abgeschlossener kaufmännischer 
Lehrzeit und einem Jahr Praxis sucht Stelle als Bürsangestellter. 
Suchender besitzt zute Kenntnisse der Schuhbranche, Eintritt nach 
Uebereinkunft. Offerten sind erbeten unter Chiffre G.U. 159 an 
die Kanzlei II. Departement V.S.K., Basel 2. 


Kachtrage 


Gesucht per 15. September, evtl. 1. Oktober 1949, in unseren Haupt- 
laden in Bauıma (Lebensmittel, Manufaktur-, Schuh- und Haus- 
haltartikel) bestausgewiesene Verkäuferin. Umsatz ca. 230.000 Fr. 
Bewerberinnen von über 24 Jahren haben den Vorzug. Offerten mit 
Lohnansprüchen. Photo und Referenzen sind zu richten an die Ver- 
waltung der Konsumgenossenschaft Steg (Zch.). 


Mittlere Konsumgenossenschaft sucht jungen, fleissigen Angestellten 
für allgemeine Büroarbeiten wie auch zur Führung der Buchhal- 
tung und Kasse. Bewerber mit bisheriger Tätigkeit in einer Ge- 
no-senschaft und Kenntnissen der Lebensmittelbranche wollen ihre 
Offerte einreichen mit Beilage von Zeugniskopien und Angabe von 
Referenzen. Eintritt möglichst bald. Offerten unter Chiffre B. H. 160 
an die Kanzlei 11. Departement V.S.K., Basel 2. 


Wir suchen für unseren Verkaufsladen Oberbipp cine tüchtige, intel- 
ligente Filialleiterin. Umsatz 160000 Fr. Eintritt 1. Oktober 1949. 
Anstellung erfolgt nach VHTL-Vertrag. Ein Freihalhtaz pro Woche. 
Verkäuferinnen, die versiert sind in der Lebensmittel-, Haushalt- 
artikel, Schuh- und Textilbranche werden gebeten, schriftliche 
Offerte bis 12, August mit Beilage einer Photo und mit Zeugnis- 
kopien einzusenden an Herrn Hans Luder, Präsident der Konsum- 
genossenschaft NiederbLipp und Umgebung, Niederbipp. 


Grösserer Konsumverein in der Ostschweiz sucht tüchtige erste Ver- 
käuferin. Guter Lohn und gerezelte Freitage, Offerten mit Zeug- 
niskopien und Photo unter Chiffre M.T. 163 an die Kanzlei II. De- 
partement V.S.K., Basel 2, 


Wir suchen auf den 1. Oktober d.J. oder nach Uebereinkunft einen 
jüngeren, initiativen Yerwalfer-Verkäufer mit guter kaufmänni- 
scher Bildung, gründlichen Kenntnissen der Lebensmittelhranche, 
guten Umgangsformen und vertraut mit dem Genossenschaftswesen. 
Schriftliche Offerten mit Lohnangabe sind zu richten an den Prä- 
sidenten der Konsumgenossenschaft Samaden, Herrn J, Rageitli. 
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Austausch 
Deutscher Genossenschafter (Geschäftsführer) wünscht 
für seine an Bronchialasthma (nicht ansteckend) er- 
krankte, 18jährige Tochter 


mehrwöchigen Ferienaufenthalt 

in waldreicher Mittel- oder Hochgebirgslage der Schweiz. 
Er ist bereit, dafür während einer entsprechenden Zeit- 
dauer ein Schweizer Mädchen oder einen Jungen hei 


sich in Mannheim aufzunehmen. Gute Wohn- und Ver- 
pflegungsverhältnisse, 

Da der Austausch möglichst bald gewünscht 
bitten wir um sofortige Anmeldung bei der 


Redaktion des «S.K.-V.» 


wird, 


Grösserer Konsumverein anı Bodensee sucht tüchtige Verkäuferin für 
Schaufensterdekorationen. Bewerberinnen, die sich für den Deko- 
rationsberuf eignen, sind gebeten, Offerte mit Zeugniskopien und 
Photo unter Chiffre M.O, 164 an Jie Kanzlei II. Departement 
V.S.K. Basel 2, einzureichen. 


Wir suchen für unser Hauptgeschäft mit einem Jahresumsatz von ca. 
500 000 Fr. eine versierte erste Verkäuferin, die befähigt ist, dem 
andern Ladenpersonal vorzustehen. Erfordernisse: Branchenkennt- 
nisse in Lebensmitteln, Schuhwaren, Haushaltartikeln und Manu- 
fakturwaren. Eintritt 1. Oktober (evtl. nach Uebereinkunft). Of- 
ferten mit Zeugniskopien, Photo und Lohnansprüchen sind zu 
richten an den Konsumverein Netstal (Gl.). 


Wir suchen auf 15. August, evtl. 1. September 1949, in unseren Haupt- 
laden (Kolonialwaren, Obst und Gemüse) bestausgewiesene erste 
Verkäuferin. Bewerberinnen von über 26 Jahren haben den Vor- 
zug. — Offerten mit l.ohnansprüchen, Photo und Referenzen sind 
zu richten an die Verwaltung des Alle, Konsumvereins Erstfeld 
und Urner Oberland, Erstfeld. 


Infolge Verheiratung wird die Stelle der Spezialverkäuferin in un- 
serem Schuhgeschäft frei. Wir suchen fir deren Wiederbesetzung 
eine initiative, branchenkundige Kraft. die hefähigt ist, selbständig 
zu arbeiten. Umsatz ca. 100000 Fr. Kintritt 15. September, späte 
stens aber 1. Oktober 1949. Offerten mit Zeugniskopien und Bill 
sind zu richten an die Verwaltung des Allg. Konsumvereins Erst- 
feld und Urner Oberland, Frstfeld. 


Wir suchen auf September/Oktober 19:19 genossenschaftlich geschulte 
Schuhverkäufein, welche unser Schuhgeschäft (Umsatz ca. 80000 
Franken) selbständig führen kann. Handgeschriebene Offerten mit 
Lebenslauf und Angabe der Gehaltsansprüche nebst Beilage von 
Photo und Zeugniskopien sind zu richten unter Chiffre K.L. 153 
an die Kanzlei II. Departement V.S.K., Basel 2. 


Infolge Wegzuges des bisherigen Inhabers sucht die Konsumgenossen- 
schaft Aarberg und Umgebung einen Verwalter. Umsatz 600 000 


Franken. Reflektiert wird auf einen tüchtigen, kaulmännisch ge- 
bildeten, organisatorisch begabten und verantwortungsbewussten 


Mann, der bereits mehrere Jahre einem ähnlichen Genossenschafts- 
hetrieb vorgestanden ist. Anmeldungen mit Lebenslauf, Angabe der 
bisherigen Tätigkeit und der Lohnansprüche sind mit Beifügung 
von Zeugniskopien und Photo bis spätestens den 22, August zu 
richten an Herrn Ernst Keller, Präsident der Konsumgenossenschaft 
Aarberg und Umgebung, in Aarberg, 
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